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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le problème de la participation aux sanctions économiques de l'ONU vis-à-vis de l'Irak
et celui du survol du territoire suisse par les avions militaires de la coalition, ainsi
d'ailleurs que le processus d'intégration européenne ont incité plusieurs
parlementaires — postulats Hubacher (ps, BS) et Hafner (pe, BE) (90.645), motion
Baerlocher (poch, BS) (91.3056) et Ledergerber (ps, ZH) (91.3002), transmises comme
postulats — à demander au Conseil fédéral une clarification, voire une redéfinition de la
conception de la neutralité helvétique. Dans le même ordre d'idée, le Conseil des Etats
a transmis comme postulat la motion Onken (ps, TG), qui invite le Conseil fédéral à
élaborer un programme substantiel en faveur d'une politique de paix active de la Suisse
(91.3106). Répondant à ces interventions et à différentes interrogations soulevées dans
la presse, le DFAE a mis sur pied un groupe de travail, présidé par l'ambassadeur M.
Krafft et composé d'une quinzaine de personnalités, dont plusieurs hauts
fonctionnaires et experts extérieurs. Ce groupe est chargé de procéder à une analyse
détaillée des problèmes que soulève, dans un contexte international nouveau, la
politique de neutralité de la Suisse, ainsi que de présenter un rapport sur sa politique
étrangère pour la décennie à venir. Ce rapport devrait aussi répondre à la question des
éventuelles conséquences d'un changement ou d'un abandon de la neutralité suisse
pour le Comité international de la Croix rouge. 1

POSTULAT
DATUM: 16.03.1991
ANDRÉ MACH

S'opposant à toute redéfinition du statut de neutralité, un groupe de conseillers
nationaux – Hafner (pep, BE), Bircher (pdc, AG), Mauch (prp, AG) et Fischer (udc, AG) – a
remis au DFAE une expertise effectuée par le professeur W. von Wartburg de
l'université de Bâle. Ces parlementaires considèrent qu'une adhésion à la CE ou à
l'ONU serait incompatible avec la neutralité de la Suisse; une telle adhésion nuirait en
particulier à l'efficacité des actions de la Suisse en faveur de la paix par l'exercice des
bons offices, de même qu'au travail du CICR. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.01.1992
ANDRÉ MACH

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Der Nationalrat befasste sich mit einer parlamentarischen Initiative Hafner (gp, BE),
welche verlangte, den gesetzlich vorgeschriebenen Golddeckungsgrad des
Notenumlaufs von derzeit 40% zu senken, die in der Verfassung festgelegte Pflicht der
Nationalbank zur Einlösung von Banknoten in Gold aufzuheben, die Nationalbank zu
verpflichten, ihren Goldbestand abzubauen und den Verkaufserlös primär zur
Rückzahlung der Staatsschulden zu verwenden. Die vorberatende Kommission
beantragte, die Initiative namentlich wegen der vorgesehenen Verteilung der Erlöse zur
Ablehnung zu empfehlen, einige ihrer Elemente aber in ein Postulat aufzunehmen. Da
die Mindestrate der Golddeckung auch nach Meinung von Experten nicht mehr den
Erfordernissen der Währungs- und Geldpolitik entspricht, und die Einlösepflicht für
Noten — von welcher gemäss BV 396 nur in Kriegszeiten oder bei gestörten
Währungsverhältnissen abgewichen werden darf — effektiv vom Bundesrat bereits 1954
aufgehoben worden ist, soll der Bundesrat eine Anpassung dieser Bestimmungen
überprüfen. Die Volkskammer folgte diesem Antrag und überwies das Postulat. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.1991
HANS HIRTER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Das Parlament nahm die Beratung des im August 1992 vom Bundesrat vorgelegten
Entwurfs über ein Bundesgesetz für die Wohneigentumsförderung mit Mitteln der
beruflichen Vorsorge auf. Der Nationalrat, welcher sich als erster mit der Vorlage
befasste, hatte dabei über den Antrag einer rot-grünen Minderheit seiner
vorberatenden Kommission zu befinden, das Gesetz nach Eintreten an den Bundesrat
zurückzuweisen. In deren sowie im Namen seiner Fraktion erhob de Dardel (sp, GE) zwei
grundlegende Einwände gegen die Gesetzesvorlage: Aus Sicht der Wohnbauförderung
bringe das Gesetz weniger eine breitere Streuung des Wohneigentums als die
Möglichkeit zur Schuldtilgung für bereits erworbene Immobilien, da der Rückgriff auf
Kapital der zweiten Säule auch für Wohneigentümer möglich ist. Damit stelle die Vorlage
aber kaum einen Anreiz für den Wohnungsbau dar. Aus sozialpolitischer Sicht stosse
sich das vorliegende Gesetz mit Artikel 34quater der Bundesverfassung, welcher zum
Zweck der Wohneigentumsförderung die Gelder der dritten Säule vorsehe, während die
zweite Säule für die Finanzierung des Ruhestands konzipiert worden sei. Diese Aufgabe
könne der Besitz von Immobilien aber weit weniger erfüllen, als die Auszahlung von
Renten. Für die Grünen brachte Hafner (gp, BE) zudem Bedenken gegenüber einer
möglichen Vergrösserung des Baulandangebots oder einer Riickzonung von naturnahem
Land an.

In der Debatte sprach sich neben den grossen bürgerlichen Parteien und der AP auch
die Fraktion von LdU/EVP für ein Eintreten auf die Vorlage aus. Auch in der folgenden
Detailberatung vermochte die Minderheit der Kommission ihre Vorstellungen nicht
durchzubringen, verzichtete jedoch auf Ablehnung der Vorlage, so dass das Gesetz im
Sinne der Kommissionsmehrheit und des Bundesrates einstimmig angenommen wurde.
Auf Antrag des Bundesrates schrieb der Rat auch die zugehörigen parlamentarischen
Vorstösse ab, darunter auch die parlamentarische Initiative Carobbio (sp, TI) (91.427) für
die Finanzierung zinsgünstiger Wohnungen durch die zweite Säule, auf welche sich die
oben bezeichnete Kommissionsminderheit als Alternative zur Vorlage über die
Wohnbauförderung mit Mitteln der zweiten Säule berufen hatte.

Im Ständerat warnten die meisten Votanten zwar vor einer Überbewertung der
positiven Auswirkungen der Massnahme. In der Detailberatung stimmte die
Ständekammer jedoch weitgehend der Version des Nationalrats zu. Das Gesetz wurde
nach der kurzen Differenzbereinigung von beiden Räten einstimmig verabschiedet. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1993
DIRK STROHMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die starke Betonung der Prävention auf allen Ebenen ging einher mit einem
wachsenden Unbehagen an der Schulmedizin, deren Zielsetzungen und Massnahmen
vermehrt hinterfragt wurden. In einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat
Hafner (gp, BE; Pa.Iv. 89.222), dass die Bundesbehörden ihre Unterstützung der
gesamtschweizerischen Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln (MMR) sofort
einstellen sollten, da dadurch ein faktischer Impfzwang geschaffen werde, der die
freiheitlichen Grundrechte verletze. Das allgemein grosse Interesse für alternative
Heilmethoden kam in einem vom Nationalrat überwiesenen Postulat Hafner (Po.
89.538) zum Ausdruck, welches die Berücksichtigung der Erfahrungsmedizin
insbesondere in der Arzneimittelkommission anregte, und das von 100
Parlamentarierinnen und Parlamentariern mitunterzeichnet worden war. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.1989
MARIANNE BENTELI
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Medikamente

Auch der Bundesrat ist offenbar der Ansicht, die alternativen Heilmethoden verdienten
eine eingehendere Abklärung und Würdigung. In Beantwortung einer Einfachen Anfrage
Humbel (cvp, AG; A. 90.1088) gab er bekannt, im Rahmen der 6. Serie der Nationalen
Forschungsprogramme ein eigenständiges, mit CHF 6 Mio. dotiertes
Forschungsprogramm in Auftrag gegeben zu haben, welches die Wirkung von
alternativen Behandlungsmethoden und deren Beziehungen zur Schulmedizin abklären
soll. Gleichzeitig wies er aber darauf hin, dass er aufgrund der kantonalen Vorrechte im
Hochschulwesen keine Möglichkeit habe, auf die Schaffung eines Lehrstuhls für
Naturheilverfahren hinzuwirken. Diesen Schritt könnte der Kanton Zürich als erster tun,
beschloss doch die Zürcher Regierung im Herbst, an ihrer Universität einen Lehrstuhl
für Naturheilkunde einzurichten. Da sich der Zentralvorstand der FMH bereits für einen
Einbezug alternativ-medizinischer Ansätze ins Medizinstudium ausgesprochen hat,
sollte von dieser Seite kein allzu heftiger Widerstand entstehen. Mit einer von links-
grünen Abgeordneten unterstützten Motion möchte Nationalrat Hafner (gp, BE; Mo.
90.973) erreichen, dass die vom Bund für Komplementärmedizin eingesetzten Mittel
innerhalb von zehn Jahren denjenigen für die Schulmedizin anzugleichen sind. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.10.1990
MARIANNE BENTELI

Epidemien

Die parlamentarische Initiative Hafner (gp, BE), welche verlangte, der Bund solle
umgehend seine Beteiligung an der Impfkampagne gegen Masern, Mumps und Röteln
einstellen, hatte im Nationalrat wenig Chancen. Dennoch zeigte die ausführliche und
engagiert geführte Debatte, dass Zweifel an den traditionellen Methoden der
Schulmedizin nicht mehr so einfach vom Tisch zu wischen sind. Dies kam auch einem
Anliegen von Nationalrat Fierz (gp, BE; Po. 89.421) zugute, der in einem in der
Herbstsession überwiesenen Postulat anregte, die Schirmbilduntersuchung der
Rekruten sei angesichts der hohen Strahlenbelastung und des praktischen
Verschwindens von Tuberkulose umgehend einzustellen. Bereits ab Anfang 1991 werden
diese Untersuchungen nun nicht mehr durchgeführt. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.1990
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Ebenso unbestritten passierte ein Postulat Hafner (gp, BE), welches anregte, im Sinn
einer grösseren Eigenverantwortung im Gesundheitswesen höhere Jahresfranchisen
zuzulassen und mit eventuellen Begleitmassnahmen – zum Beispiel mit längeren
Kündigungsfristen – für eine bessere Solidarität unter den Versicherten zu sorgen. 8

POSTULAT
DATUM: 13.12.1991
MARIANNE BENTELI
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